
Im Falle der Auslieferung kann von der 
Einleitung oder Fortsetzung der Strafen­
verwirklichung abgesehen werden, um die 
Überstellung des Verurteilten an den ande­
ren Staat zu beschleunigen (fakultatives 
Absehen).

Von dieser Möglichkeit wird vor allem 
dann Gebrauch gemacht werden können, 
wenn die Straftat, wegen der eine Strafe 
im Inland zu verwirklichen ist, nicht 
schwerwiegend ist oder im Vergleich mit 
der Auslieferungsstraftat nicht ins Gewicht 
fällt.

Wird von der Strafenverwirklichung in 
der DDR nicht Abstand genommen, kann 
die Auslieferung erst nach Verwirklichung 
der Strafe realisiert werden.

Absehen bei Übergabe 
Die Übergabe eines Verurteilten an einen 
anderen Staat (§ 354 Abs. 2) setzt voraus, 
daß dieser Staat sich verpflichtet hat, eine 
von einem Gericht der DDR ausgesprochene 
Strafe zu verwirklichen. Die Regelung des 
§ 354 Abs. 2 trägt den Erfordernissen Rech­
nung, die sich aus der Entwicklung der Zu­
sammenarbeit der sozialistischen Staaten 
auf dem Gebiet des Rechtsverkehrs in 
Strafsachen ergeben.

Die erste völkerrechtliche Grundlage für 
die gegenseitige Anerkennung und Durch­
setzung von Strafurteilen zwischen sozia­
listischen Staaten bildet die am 19. Mai 
1978 anläßlich der V. Konferenz der Justiz­
minister sozialistischer Länder in Berlin 
Unterzeichnete Konvention über die Über­
gabe zu Freiheitsstrafe verurteilter Per­
sonen zum Vollzug der Strafe in dem Staat, 
dessen Staatsbürger sie sind (GBl. II 1980 
Nr. 1 S. 24). Unterzeichnerstaaten dieser 
Konvention sind die Volksrepublik Bulga­
rien, die Ungarische Volksrepublik, die 
Deutsche Demokratische Republik, die Re­
publik Kuba, die Mongolische Volksrepu­
blik, die Volksrepublik Polen, die Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken und 
die Tschechoslowakische Sozialistische Re­
publik.
Die Konvention ist für die DDR am 
16. 4.1980 wirksam geworden. Am gleichen 
Tage ist das Gesetz vom 21.12.1979 zur 
Ausführung dieser Konvention (GBl. I 1979 
Nr. 45 S. 468) in Kraft getreten. Dieses Ge­
setz regelt — soweit dies nicht bereits durch 
die Konvention selbst geschehen ist — das 
innerstaatliche Verfahren bei der Über­

gabe und Übernahme von Strafgefange­
nen. Vgl. .auch Art. 76 ff. des Vertrages 
zwischen der DDR und der SRR über die 
Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen vom
19.3. 1982 (GBl. II 1982 Nr. 6 S. 106).

Wird der Verurteilte zum Zwecke der 
Strafen Verwirklichung an einen anderen 
Staat übergeben, hat das Gericht von der 
Einleitung oder Fortsetzung der Strafen­
verwirklichung im Inland abzusehen (obli­
gatorisches Absehen).

Im Unterschied zu § 354 Abs. 1 ist die Re­
gelung des § 354 Abs. 2 zwingend, weil die 
Übergabe des Verurteilten gerade aus dem 
Grunde erfolgt, daß nunmehr der andere 
Staat die Strafenverwirklichung über­
nimmt.

Nachträgliche Strafenverwirklichung 
bei Rückkehr des Verurteilten 
In der Regel wird die Entscheidung über 
das Absehen von der Strafenverwirkli­
chung im Inland endgültig sein, weil es 
sich bei den Personen, die an einen anderen 
Staat ausgeliefert oder ihm übergeben wur­
den, um solche ausländischen oder staaten­
losen Bürger handelt, denen längere Frei­
heitsstrafen auferlegt Werden. Die Rege­
lung des § 354 Abs. 3 ermöglicht es jedoch, 
bei einer Rückkehr des Verurteilten die in 
der DDR ausgesprochene Strafe nachträg­
lich zu verwirklichen, sofern dies im Aus­
land nicht oder nicht vollständig geschehen 
ist.

Da es sich bei § 354 Abs. 3 um eine „Kann- 
Vorschrift“ handelt, hat das zuständige 
Gericht den Beschluß über die nachträg­
liche Strafenverwirklichung im Interesse 
der Rechtssicherheit unverzüglich zu fas­
sen, nachdem es von der Rückkehr des Ver­
urteilten Kenntnis erlangt hat. Bei dieser 
Entscheidung wirken Schöffen mit, sofern 
das Hauptverfahren erster Instanz vor 
einem Kollegialgericht stattgefunden hat 
(§ 357 Abs. 2). Gegen den Beschluß steht 
allein dem Staatsanwalt das Rechtsmittel 
der Beschwerde zu (§ 359).

14.3.10.
Entscheidungen des Gerichts 
bei der Verwirklichung von Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
durch andere staatliche Organe
Entsprechend den Vorschriften des § 339 
Abs. 1 £iff. 2 bis 4, Abs. 2 und 4 StPO, der
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